
50.000

0

100.000

150.000

250.000

200.000

Quelle: APA, BMWFW · Grafik: „Die Presse“ · PW

Studenten an Universitäten

Studenten gesamt

Studienanfänger

Einführung
Studiengebühren

De-facto-Abschaffung
Studiengebühren

’00/01 ’02/03 ’15/16

45.057

308.664

304.100

44.131
’04/05 ’06/07 ’08/09 ’10/11 ’12/13

Ex-Rektor für
Kontrolle bei
Abberufungen
VwGH kippt die Abberufung
von Heinrich C. Mayr. Er will
Änderung des Uni-Gesetzes.

Klagenfurt. Nachdem der Verwal-
tungsgerichtshof die Abberu-
fung des Klagenfurter Ex-Rek-
tors Heinrich C. Mayr gekippt
hat, fordert dieser Reformen bei
Abberufungsverfahren. Dass der
Uni-Rat im Alleingang – also
auch ohne Zustimmung des Se-
nats – ein Rektoratsmitglied ab-
berufen kann, berge die Gefahr
der Subjektivität, sagt Mayr im
Gesprächmit der „Presse“.

„Das muss anders konstru-
iert werden: Natürlich muss der
Uni-Rat Maßnahmen ergreifen
können, wenn er mit dem Rek-
tor nicht zurechtkommt“, sagt
er. „Aber es braucht eine recht-
liche Instanz, damit das nicht
wie in meinem Fall rechtswidrig
verläuft.“ Sonst sei der Uni-Rat
nämlich gleichzeitig „Kläger, Er-
mittler und Richter“. Mayr for-
dert, dass bei der nächsten No-
vellierung des Uni-Gesetzes ein
Weg gefunden wird, um das zu
ändern. Er könnte sich vorstel-
len, dass es schon vor einer Ab-
berufung durch den Uni-Rat
eine Kontrolle durch einen Ver-
fahrensrichter gibt.

Mayr war nach einem län-
ger andauernden Konflikt vom
Uni-Rat im April 2012, zwei Jah-
re vor dem Ende der Funktions-
periode, abberufen worden.
Entzündet hatte sich die Ausei-
nandersetzung um die richtige
Führung der Uni an der von
Mayr betriebenen Errichtung
eines Freizeitzentrums für Uni-
Angehörige. Der Verwaltungs-
gerichtshof hat die Abberufung
vor fünf Wochen wegen Verfah-
rensmängeln aufgehoben.

Mayr will Gehaltsdifferenz
Mayr – der seit der Abberufung
wie zuvor an der Uni Klagenfurt
als Informatikprofessor tätig ist
– erwartet nun die Gehaltsdiffe-
renz zwischen dem Rektoren-
einkommen und dem Professo-
reneinkommen. Die Universität
hat entsprechende Rückstellun-
gen gebildet. Aus dem Uni-Rat –
der inzwischen neu zusammen-
gesetzt ist – heißt es gegenüber
der „Presse“, man sei mit Mayr
im Gespräch und versuche, so
bald wie möglich zu einer ein-
vernehmlichen Lösung zu kom-
men. (beba)

Forschungsfonds
sucht neue Spitze
Pascale Ehrenfreund verließ
denWissenschaftsfonds.

Wien. Der Wissenschaftsfonds
FWF sucht einen neuen Präsi-
denten. Die bisherige Präsiden-
tin Pascal Ehrenfreund wech-
selte im Sommer als Vorstands-
chefin ans Deutsche Zentrum
für Luft- und Raumfahrt. Seither
steht Vizepräsidentin Christine
Mannhalter interimistisch an
der FWF-Spitze.

Als Voraussetzungen für das
Amt werden in der Ausschrei-
bung unter anderem ein „her-
vorragender internationaler Ruf
als Forscherin/Forscher und
breiter wissenschaftlicher Über-
blick“, „Erfahrung und Kompe-
tenz in der Wissenschaftspolitik“
sowie „Dialogfähigkeit und Ver-
handlungsgeschick“ genannt.
Die Bewerbungsfrist läuft bis 29.
Februar. Für den 21. April ist
dann ein Hearing vor der FWF-
Delegiertenversammlung ange-
setzt. Amtsantritt ist spätestens
am 1. September 2016. (APA)

„Kapieren, wozu es gute Unis braucht“
Uni. Rektorenchefin Sonja Hammerschmid glaubt, dass auch die Bevölkerung Druck für mehr
Budget machenmuss. Dass Zugangsbeschränkungen sozial selektiv sind, hält sie für einen Mythos.

VON BERNADETTE BAYRHAMMER

Die Presse: Gleich in Ihrem ers-
ten Fernsehinterview haben Sie
gesagt: Ja, Politik interessiere Sie.
Ob das etwas wird, müsse man
die Parteien fragen. Hat Sie schon
jemand angerufen?
Sonja Hammerschmid:Nein.

Sollten Sie nicht die starke Stim-
me der Unis sein, statt sich für die
Politik in Stellung zu bringen?
Ich habe nur auf wiederholte Fra-
gen des Moderators geantwortet.
Das war nicht vonmir beabsichtigt.

Aber Sie würden grundsätzlich
nicht Nein sagen.
Ich würde mir das sehr gut überle-
gen. Das hängt stark davon ab, wer
mich fragt und welche Positionen
dann vertreten werden. Aber das
steht jetzt nicht zur Debatte.

Sie haben sich einmal als ideolo-
gisches Arbeiterkind bezeichnet.
Würden Sie zur SPÖ Ja sagen?
Wie gesagt: Ich würde mir das gut
überlegen. Was das Arbeiterkind
angeht: Ich bin in einer Arbeiterfa-
milie groß geworden, nicht mehr
und nicht weniger.

Die SPÖ vertritt ja Positionen, die
den Unis zum Teil nicht passen,
etwa bei Uni-Zugang und Stu-
diengebühren. Sie sind für beides.
Ich will einen geregelten Zugang in
Massenstudienfächern, damit wir
qualitätsvolle Betreuung anbieten
können. Das ist eines der Hauptzie-
le für die nächsten zwei Jahre.

Viele fürchten, dass Schranken
Studierende aus weniger privile-
gierten Familien benachteiligen.
Das halte ich für einen Mythos. All
jene, die motiviert sind und eine
entsprechende finanzielle Unter-
stützung seitens des Elternhauses
oder Stipendien bekommen, kön-
nen es schaffen.

Auch das Geld ist oft ein Problem.
Unser Stipendiensystem ist unter-
dimensioniert. Es braucht dringend
ein viel umfassenderes Beihilfen-
system, um diesen jungen Leuten
ein Studium zu ermöglichen.

An welche Fächer denken Sie für
neue Zugangsbeschränkungen?
Das wissen die Unis selbst am bes-
ten. Man muss schauen, wie viele

Studenten qualitätsvoll ausgebildet
werden können. Daran muss man
sich orientieren – außer es bricht
der große Geldregen aus. Selbst
wenn man die Kapazitäten ausbau-
en will, dauert es: Die Lehrenden
fallen ja nicht vomHimmel.

Warum wollen Sie nicht in allen
Fächern eine Regelung? So wird
es wieder ein Fleckerlteppich.
Man muss dorthin greifen, wo die
Not am größten ist. Und das ist in
den Massenfächern der Fall. Bei al-
len anderen muss man natürlich
auch Kapazitäten evaluieren und
schauen, ob das passt.

Oder ob es etwas nicht braucht?
Manmuss auch denMut haben, et-
was einzustellen. Aber das muss
man sich sehr genau anschauen,
das geht nicht von heute auf mor-
gen. Zu konkreten Bereichen sage
ich deshalb auch nichts.

Auch nicht an Ihrer eigenenUni?
Es gibt kaum eine Uni, die so ein
scharfes Profil hat, wie eine medizi-
nische Universität.

Sie drängen auf die Studienplatz-
finanzierung, bei der es pro Stu-
dierendem eine gewisse Summe
gibt. Ihr Vizepräsident, Oliver Vi-

touch, erkennt nicht einmal den
Ansatz eines Pfades. Sie schon?
Das Konzept muss man wiederbe-
leben. Ich glaube, dass wir Druck
darauf bringen können, dass es ab
2019 die nötige Budgetumschich-
tung gibt, wenn wir vor den Vor-
hang holen, was wir leisten.

Ich wage zu bezweifeln, dass es
nur daran liegt, dass die Politik
nicht weiß, was Unis leisten.
Wir müssen die Politik an ihre eige-
nen Beschlüsse erinnern. Und ich
glaube an den Druck aus der Bevöl-
kerung. Solange die Österreicher
nicht kapieren, warum sie gute
Unis brauchen, wird nicht mehr
darauf geachtet, weil immer andere
Themenwichtiger sind.

Wer ist denn schuld am Wahr-
nehmungsproblem der Unis?
Das ist sicher auch von den Unis
jahrzehntelang verabsäumt wor-
den. Ich sehe das als unsere Haus-
aufgabe. Dass auch unsere Wissen-
schaftler der Gesellschaft kommu-
nizieren, was wir tun und warum.
Und viele tun das auch schon.

Provokant könnte man sagen:
Neben forschen und Geld einwer-
ben müssen die Forscher jetzt
Werbung für die Unimachen.

Es ist Steuergeld, und es sind auch
ihre Gehälter. Wie in jedem Job
muss man dafür sorgen, dass gese-
hen wird, was geleistet wird.

Wie enttäuscht waren Sie über
die Summe, die die Unis für die
kommenden drei Jahre kriegen?
Es ist ein Budget, das uns leben
lässt, aber keine Entwicklung er-
möglicht. Es war sicher ein Kraftakt
unseres Herrn Wissenschaftsminis-
ters, die 615 Millionen Euro unter
diesen Rahmenbedingungen he-
rauszuholen. Das rechne ich ihm
auch sehr hoch an. In Zukunft er-
warte ich mir aber schon ein deutli-
ches Zeichen für die Unis.

Ihr Vorgänger Heinrich Schmi-
dinger meinte, er hätte wohl lau-
ter seinmüssen. Sind Sie das?
Ich werde zumindest kämpfen.

Er hat auch die fehlende Solidari-
tät zwischen den 21 Unis beklagt.
Wie schwierig wird das?
Ich finde, wir haben da einen gro-
ßen Schritt nach vorne gemacht,
ich habe die Unis schon ganz an-
ders erlebt. Man muss intensiv
kommunizieren und die 21 Unis
auf die gemeinsamen Ziele ein-
schwören. Das ist nicht ganz trivial,
aber ich halte es für machbar.

Sonja Hammer-
schmid (47) tritt
am 1. Jänner ihr
Amt als Chefin der
Universitätenkon-
ferenz an. Seit
2010 Rektorin der
Veterinärmedizi-
nischen Uni Wien,
war sie die zweite
Frau an der Spitze
einer österreichi-
schen Uni. Wie der
Wissenschafts-
minister stammt
die Molekularbio-
login aus dem
Mühlviertel.
[ Paar ]

Noch nie gab es mehr Studierende als jetzt
Statistik.Die Zahl der Studierenden an Österreichs Hochschulen ist erneut moderat gewachsen. An öffentlichen Unis und
Fachhochschulen sind insgesamt 357.000 Studierende eingeschrieben. Das am häufigsten gewählte Studium bleibt Jus.

Wien. Die Zahl der Studierenden an
den öffentlichen Universitäten ist
heuer erneut moderat gewachsen:
Im laufenden Wintersemester sind
laut Daten des Wissenschaftsminis-
teriums 308.664 Studierende – und
damit um 1,5 Prozent mehr als im
Vorjahr – inskribiert. An den Fach-
hochschulen studieren 48.055 Per-
sonen. Das entspricht einem Plus
von 5,2 Prozent.

Der Zuwachs bei der Gesamt-
studierendenzahl an den Universi-
täten entspricht dabei praktisch ge-
nau jenem des Vorjahres, als erst-
mals die 300.000er-Grenze durch-
brochen wurde. Auch die Zahl der
Studienanfänger hat zugenommen:
Insgesamt wurden im heurigen
Wintersemester 45.057 Personen
erstmalig zum Studium zugelassen
(plus 2,1 Prozent).

Dabei zeigt sich eine Diskre-
panz zwischen ordentlichen und
außerordentlichen Studienanfän-
gern (Letztere besuchen nur ein-

zelne Lehrveranstaltungen): Wäh-
rend die Zahl der ordentlichen Stu-
dierenden gegenüber dem Vorjahr
praktisch stagnierte, nahm jene der
außerordentlichen stark zu (plus
16,6 Prozent auf 7755). Das führt
man im Ministerium vor allem auf
die Flüchtlingsinitiative „More“ der
Universitätenkonferenz zurück.

Die höchsten Zuwächse bei den
ordentlichen Neuzugelassenen ver-
zeichnete das Mozarteum Salzburg
mit plus 20 Prozent. Ebenfalls star-
ke Zunahmen gab es an der Medi-
zin-Uni Graz (15 Prozent), der Wirt-
schaftsuniversität (14 Prozent), der
Kunstuni Linz (14 Prozent) und der
Kunstuni Graz (zwölf Prozent).

Die von Studienanfängern am
häufigsten inskribierten Studien
waren auch heuer Rechtswissen-
schaften (4884) und Wirtschafts-
und Sozialwissenschaften (3893). Es
folgen Wirtschaftsrecht (3092), Päd-
agogik (2905), Anglistik und Ame-
rikanistik (2276), Informatik (2221),
Biologie (2156), Deutsche Philolo-
gie (2059), Psychologie (1941) und
Geschichte (1810).

An den Fachhochschulen be-
gannen im Herbst 19.300 Personen
ein Studium. Das sind 5,1 Prozent
mehr als im Jahr davor (18.363). Im
FH-Sektor ist die Zahl der Anfänger
bzw. Studierenden allerdings durch
eine Studienplatzfinanzierung
praktisch vorgegeben. Die insge-
samt 357.000 Studierenden sind für
Wissenschaftsminister Reinhold
Mitterlehner (ÖVP) „ein neuer
Höchststand und ein weiterer Beleg
für die ungebrochene Attraktivität
des Wissenschaftsstandorts Öster-
reich“. (APA)
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